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das andere Radio für Kärnten“ war 
so das erste legale Freie Radio, als 
es Anfang März für eine Woche auf 
Sendung ging und danach bis 1991 
jeden Sonntag zwei Stunden zwei-
sprachiges Programm aus Italien 
nach Kärnten sendete. 

Starthilfe aus Strasbourg

Der gleichzeitig gegründete Verein 
AGORA beschritt ab Herbst 1989 den 
Weg einer Beschwerde gegen das 
Monopol an die Europäische Men-
schenrechtskommission beim Eu-
roparat in Straßburg. AGORA hatte 
zuvor bei der Postdirektion in Kla-
genfurt einen Antrag auf Erteilung 
einer Sendelizenz für ein mehrspra-
chiges, nichtkommerzielles Radio 
gestellt – eine Lizenz, die in Öster-
reich damals aufgrund des Rund-
funkmonopols nicht gewährt werden 
konnte. Das zentrale Argument der 

Im Frühjahr 1989 veranstaltete die 
Europäische Föderation Freier Ra-
dios (FERL) in Wien eine Tagung 
mit angekündigter Liveübertragung 
zum Thema Medienfreiheit, die mit 
der Beschlagnahmung des Senders 
endete. Im Rahmen dieser Veranstal-
tung wurden auch die möglichen Fol-
gen der unmittelbar bevorstehenden 
Landtagswahl in Kärnten und des 
bereits absehbaren Erfolgs von Jörg 
Haider diskutiert. Deutschnationalis-
mus und Minderheitenfeindlichkeit 
kennzeichneten den FPÖ-Diskurs 
in Kärnten und sollten dann für lan-
ge Jahre die Politik bestimmen. Mit 
Unterstützung von Freien Radios 
aus Slowenien und Italien entstand 
kurzfristig die Idee, als Protest und 
Lebenszeichen eines „anderen Kärn-
ten“ ein zweisprachiges Programm 
von Italien nach Kärnten zu senden 

– was legal und einfach möglich war. 
Das „Drugačni Radio za Koroška/

Beschwerde nach Artikel 10 „Recht 
der freien Meinungsäußerung“ der 
Europäischen Menschenrechtskon-
vention war, dass aufgrund des sehr 
eingeschränkten Zugangs der slowe-
nischen Volksgruppe zu Radio und 
TV keine adäquate Meinungsvielfalt 
vorhanden sei. Der ORF sendete da-
mals täglich weniger als eine Stunde 
slowenischsprachiges Programm im 
Radio und wöchentlich eine halbe 
Stunde im TV.

Die Beschwerde von AGORA wurde 
in Straßburg mit Klagen von kom-
merziellen österreichischen Medien-
betreibern zusammengelegt und im 
November 1993 erging das Erkennt-
nis, das zur Aufhebung des Rund-
funkmonopols führte. Darin wurde 
explizit auf die Argumentation von 
AGORA eingegangen und festgehal-
ten, dass das Entstehen von privaten 
Monopolen zu verhindern sei und 
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In den meisten Ländern Europas ging die Zeit der staatlichen Rundfunkmonopole bis 
Mitte der 1980er Jahre zu Ende. In Italien war dies bereits 1977 der Fall, in Frankreich 

begann 1981 die Blütezeit der „Radios Libres“ und innert kurzer Zeit entstanden 
mehrere hundert lokale nichtkommerzielle Radiostationen. Auch in Österreich wurde 
in den 1980er Jahren die Forderung nach einem Ende des Monopols lauter. Über die 
Rolle internationaler Institutionen in der Entstehung und Erhaltung nichtkommerzieller 
Medien.
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von Community-Medien-Projekten 
eine eigene Sektion auf ihrer Website. 

Europarat

Im Europarat wird Medienpolitik 
stets vor dem Hintergrund der Men-
schenrechte verhandelt. Erste Doku-
mente zu Community-Medien finden 
sich bereits ab den 1980er Jahren. 
Diese betonen die Wichtigkeit von 
Community-Medien zur Förderung 
der Medienvielfalt vor dem Hinter-
grund wachsender Medienkonzent-
ration (Europarat 2007). Eine eigene 
Erklärung weist auf den Beitrag zu 
gesellschaftlichem Zusammenhalt 
und zum interkulturellen Dialog 
hin (Europarat 2009). Den Mitglieds-
staaten wird explizit empfohlen, den 
Aufbau und das Bestehen nichtkom-
merzieller Community-Medien zu 
unterstützen. Zuletzt verabschiede-
te der Ministerrat des Europarates 
die Empfehlung zu Medienvielfalt 
und Transparenz der Eigentums-
strukturen (Europarat 2018). Dar-
in wird auf die wichtige Funktion 
von Community-Medien für lokale 
Themen, die Partizipation benach-
teiligter Gruppen und die generati-
onsübergreifende Vermittlung von 
Medienkompetenz hingewiesen. 

Europäisches Parlament

Auch im Europäischen Parlament 
gab es erste Berichte zu Community-
Medien bereits in den 1980er Jahren. 
Der Kulturausschuss gab 2007 die 
Studie The State of Community Me-
dia in the European Union (KEA 2007) 
in Auftrag. Der Bericht zeichnet ein 
buntes, aber fragmentiertes Bild der 
Community-Medienlandschaft in 
Europa. Als gemeinsame Merkma-
le in allen europäischen Ländern 
werden ihr Beitrag zur Stärkung des 
gesellschaftlichen Zusammenhalts, 
des lokalen Empowerments sowie 
des interkulturellen Dialogs unter-
strichen. In der Folge beschloss das 
Europäische Parlament die Resolu-
tion on Community Media in Europe 
(Europäisches Parlament 2008), in 
der die EU-Kommission aufgefordert 
wird, für mehr Anerkennung und 
Unterstützung von Community-Me-
dien zu sorgen und deren Beitrag zu 
Medienpluralismus und kultureller 

die Rechte und Bedürfnisse spezi-
eller Hörergruppen im Hinblick auf 
die Meinungsvielfalt besonders zu 
berücksichtigen seien. Mit dieser For-
mulierung ging die Menschenrechts-
kommission über frühere Erkenntnis-
se hinaus, die in anderen Ländern zur 
Aufhebung der Rundfunkmonopole 
geführt hatten, und stärkte die Posi-
tion von Minderheiten. 

Community-Medien im 
Fokus internationaler 
Institutionen

Internationale Institutionen wie die 
Vereinten Nationen, die UNESCO und 
die OSZE (2007), aber auch europä-
ische Institutionen wie der Europa-
rat und das Europäische Parlament 
befassen sich teilweise seit den 
1980er Jahren mit der Bedeutung 
von Community-Medien und ihren 
Potenzialen zur Stärkung einer le-
bendigen Demokratie. Diese Form 
der Aufwertung und Anerkennung 
steht seit den 2000er Jahren in engem 
Zusammenhang mit der Arbeit en-
gagierter WissenschaftlerInnen und 
der Publikation aufschlussreicher 
Studien. Wesentlich ist dabei auch 
die Rolle des europäischen Dachver-
bandes Community Media Forum Eu-
rope (CMFE) und des internationalen 
Verbandes AMARC. Das CMFE hat 
wie die EBU, die Dachorganisation 
der öffentlich-rechtlichen Anstalten, 
Beobachterstatus beim Europarat. 

UNESCO und 
Vereinte Nationen

Die UNESCO setzte sich schon in den 
1970er Jahren weltweit für eine De-
mokratisierung des Mediensystems 
ein und beauftragte mit der McBride-
Kommission eine Gruppe anerkann-
ter WissenschaftlerInnen eine Studie 
zur Bedeutung der Kommunikation 
für die demokratische Entwicklung 
zu erstellen. In ihrem Bericht Many 
Voices, One World (McBride 1980) 
betonen die AutorInnen die Rolle 
horizontaler, partizipativer Medien-
strukturen für die Demokratie und 
nennen Community-Medien als Bei-
spiele. Die UNESCO beschäftigt sich 
seither regelmäßig mit der Bedeu-
tung von Community-Medien und 
widmet dem Thema Nachhaltigkeit 

Vielfalt im Rahmen der Politikgestal-
tung stärker zu berücksichtigen. In 
der Resolution werden auch bildungs-
politische Aspekte angesprochen und 
die Gewährung staatlicher Beihilfen 
empfohlen, damit der nichtkommer-
zielle Mediensektor seine Funktio-
nen auch in einer sich wandelnden 
Gesellschaft erfüllen kann. 

Der Beitrag von Community-Medien 
zur Medienvielfalt, zu gesellschaft-
lichem Dialog und der Partizipation 
benachteiligter Gruppen ist unbe-
stritten. Zu einer durchgehenden An-
erkennung in den EU- oder Mitglieds-
staaten des Europarates scheint es 
aber immer noch ein mühsamer Weg 
und angesichts der kommerziellen In-
teressen großer Medienunternehmen 
eine Auseinandersetzung mit unglei-
chen Ressourcen zu sein. 

Derzeit bemüht sich das Community 
Media Forum Europe um angemes-
sene Berücksichtigung der Commu-
nity-Medien in neuen Empfehlun-
gen des Europarates – besonders 
in Bezug auf die Verantwortung für 
lokale Medien- und Meinungsviel-
falt sowie die Vermittlung von Me-
dienkompetenz. 
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